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Unbedingte Riickzahlungspflicht bei Aus- und Fortbildungskosten

Dr. Franz Hiirdler, LL.M.

Das praktische Bediirfnis an einer wirksamen finanzi-
ellen Beteiligung des Arbeitnehmers an den vom Ar-
beitgeber getragenen Aus- und Fortbildungskosten
fiur den Fall, dass der Arbeitnehmer vor Ablauf einer
bestimmten Bindungsdauer aus dem Unternehmen
ausscheidet, ist groR. Immerhin belaufen sich Fortbil-
dungskosten nicht selten auf mehrere Tausend Euro.
Verstandlicherweise hat der Arbeitgeber dann ein In-
teresse daran, dass sich die Investition in den Arbeit-
nehmer rentiert. Die rechtstechnische Umsetzung sol-
cher  Aus- und Fortbildungsvereinbarungen,
insbesondere der zulassige Umfang der Kostenbetei-
ligung des Arbeitnehmers, stellt Arbeitgeber vor groRe
Herausforderungen. Erfreulicherweise hat das Bun-
desarbeitsgericht (BAG v. 25.1.2022 — 9 AZR 144/21)
jiingst hervorgehoben, dass auch eine unbedingte
Kostenbeteiligung eines Arbeithehmers an seinen
Aus- und Fortbildungskosten grundsatzlich wirksam
ist.

Dominanz bedingter Riickzahlungspflicht bei
Aus- und Fortbildungskosten

In der Vergangenheit haben sogenannte arbeitsvertragli-
che Ruckzahlungsklauseln bei Aus- und Fortbildungskos-
ten dominiert. Danach ist die Kostenbeteiligung des Arbeit-
nehmers an seinen Aus- und Fortbildungskosten abhangig
von seinem Verbleib im Unternehmen. Auf Grundlage ei-
ner bedingten Rickzahlungsverpflichtung muss der Arbeit-
nehmer einen Teil der vom Arbeitgeber getragenen Aus-
und Fortbildungskosten zurlickzahlen, wenn er vor Ablauf
der in der Aus- und Fortbildungsvereinbarung festgelegten
Bindungsdauer aus dem Unternehmen ausscheidet. Letzt-
lich konnte der Arbeitnehmer der Rickzahlungspflicht im
Wesentlichen nur durch seine fortgesetzte Betriebstreue
entgehen. Derartige Klauseln sind regelmaRig Gegen-
stand arbeitsgerichtlicher Judikatur. Inzwischen hat sich
eine nahezu unlberschaubare Kasuistik entwickelt. Die
Wirksamkeitsvoraussetzungen an solche Aus- und Fortbil-
dungsvereinbarung wurden im Hinblick auf Bindungsfris-
ten, Rickzahlungsgriinde oder Kostentransparenz immer
weiter ausdifferenziert und stetig verscharft.

Unbedingte Riickzahlungspflicht bei Aus- und
Fortbildungskosten

Ein Schattendasein fristeten bislang dagegen sogenannte
unbedingte Ruckzahlungsvereinbarungen. Danach wird
dem Arbeitnehmer gar nicht erst die Moglichkeit gewahrt,
der Ruckzahlungspflicht durch Betriebstreue zu entgehen.
Vielmehr stehen die Rickzahlungsmodalitaten bereits bei
Abschluss der Aus- und Fortbildungsvereinbarung fest.
Eine Bindungsfrist des Arbeitnehmers an das Unterneh-
men gibt es bei dieser Gestaltungsvariante nicht. Fir die
Riickzahlungspflicht bleibt es also ohne Einfluss, fir wel-
che Dauer der Arbeitnehmer beim Arbeitgeber verbleibt.

Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts

Das Bundesarbeitsgericht hat kiirzlich zu derartigen unbe-
dingten Rlckzahlungsvereinbarungen bei Aus- und Fort-
bildungskosten Stellung genommen. Danach sind Verein-
barungen, nach denen sich ein Arbeithehmer an den
Kosten einer vom Arbeitgeber finanzierten Ausbildung zu
beteiligen hat, grundsatzlich zuldssig und benachteiligen
den Arbeitnehmer nicht generell unangemessen. Dies gilt
insbesondere fir Klauseln, die eine unbedingte Kostenbe-
teiligung des Arbeitnehmers zum Gegenstand haben und
ihm nicht die Md&glichkeit einrdumen, die Rickzahlung
durch Betriebstreue zu vermeiden. Insofern erkennt das
Bundesarbeitsgericht ein berechtigtes Interesse des Ar-
beitgebers an, seinen Uber den Austausch von Leistung
und Gegenleistung hinausgehenden Aufwand zu verrin-
gern. Zutreffend stellt das Bundesarbeitsgericht fest, dass
solche Klauseln grundsatzlich keine unzuldssige Be-
schrankung der grundrechtlich geschitzten Wahl des Ar-
beitsplatzes (Art. 12 Abs. 1 S. 1GG) darstellen, sondern
der Vertragsfreiheit von Arbeitgeber und Arbeitnehmer un-
terliegen.

Wirksamkeitsvoraussetzungen

Ganz frei kdnnen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine un-
bedingte Riickzahlungsvereinbarung im Zusammenhang
mit Aus- und Fortbildungskosten gleichwohl nicht verein-
baren. Das Bundesarbeitsgericht hat hervorgehoben, dass
eine unbedingte Kostenbeteiligung nur insoweit wirksam
ist, als der Arbeitnehmer durch die Teilnahme an der Aus-
und Fortbildungsmalnahme und der sich anschlieRenden
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Prufung einen geldwerten Vorteil erlangt hat, den er aul3er-
halb des Arbeitsverhaltnisses zu nutzen vermag.

Eine Kostenbeteiligung ist dem Arbeithehmer umso eher
zuzumuten, je grofRer der mit der Ausbildung verbundene
berufliche Vorteil fur ihn ist. Sie kommt insbesondere in
Fallen in Betracht, in denen der Arbeitnehmer die erwor-
benen Kenntnisse und Fahigkeiten auch auflerhalb des
Beschaftigungsbetriebs verwerten kann, etwa weil eine in
der Praxis anerkannte Qualifikation berufliche Aufstiegs-
maoglichkeiten eréffnet. Demgegentber scheidet eine Kos-
tenbeteiligung des Arbeitnehmers in der Regel dann aus,
wenn die Aus- oder Weiterbildung nur innerbetrieblich von
Nutzen ist oder es lediglich um die Auffrischung vorhande-
ner Kenntnisse oder die Anpassung dieser Kenntnisse an
vom Arbeitgeber veranlasste neuere betriebliche Gege-
benheiten geht.

Hinweis

Fazit

Fur Arbeitgeber ergeben sich nach der Entscheidung des
Bundesarbeitsgerichts kiinftig weitergehende Maglichkei-
ten, Arbeithnehmer an ihren Aus- und Fortbildungskosten
zu beteiligen. Die Gestaltung erfordert aber auch hier
groflte Sorgfalt und die individuellen Gegebenheiten ms-
sen bei der Abfassung der Aus- und Fortbildungsverein-
barung auf beiden Seiten angemessen bertcksichtigt
werden. Denn selbst kleine Fehler fihren regelmafig zur
Unwirksamkeit der gesamte Aus- und Fortbildungsverein-
barung mit der Folge, dass der Arbeitgeber am Ende auf
den gesamten Aus- und Fortbildungskosten ,sitzen
bleibt".

Dieser Uberblick dient ausschlieBlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren
gewohnten Ansprechpartner bei GORG bzw. den Autor Dr. Franz Hirdler unter +49 30 884503 122 oder fhuerdler@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie

auf unserer Homepage www.goerg.de.

Unsere Standorte
GORG Partnerschaft von Rechtsanwalten mbB

BERLIN
KantstraBe 164, 10623 Berlin
Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0

KOLN

FRANKFURT AM MAIN MUNCHEN
Ulmenstrafte 30, 60325 Frankfurt am Main

Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27

HAMBURG
Alter Wall 20 — 22, 20457 Hamburg
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99

Kennedyplatz 2, 50679 Kdln
Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80

Prinzregentenstrafie 22, 80538 Miinchen
Tel. +49 89 3090667-0, Fax +49 89 3090667-90



mailto:fhuerdler@goerg.de

	Unbedingte Rückzahlungspflicht bei Aus- und Fortbildungskosten
	Dr. Franz Hürdler, LL.M.
	Hinweis 
	Unsere Standorte 
	GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB

	Das praktische Bedürfnis an einer wirksamen finanziellen Beteiligung des Arbeitnehmers an den vom Arbeitgeber getragenen Aus- und Fortbildungskosten für den Fall, dass der Arbeitnehmer vor Ablauf einer bestimmten Bindungsdauer aus dem Unternehmen auss...
	Dominanz bedingter Rückzahlungspflicht bei Aus- und Fortbildungskosten
	Unbedingte Rückzahlungspflicht bei Aus- und Fortbildungskosten
	Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts
	Wirksamkeitsvoraussetzungen
	Fazit

